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BUND AKTIVER DEMOKRATEN 

Die Lehre von Entebbe 
von Georg Prinz 

Am Ufer des Viktoria-Sees, mit 68 800 qkm der größte See Afrikas, 
ein See, der fast so groß wie das Land Bayern ist (70 500 qkm) 
und fast doppelt so groß wie das Land Baden-Württemberg 
(35 750 qkm), liegt Entebbe. Wir schreiben Anfang Juli 1976. Hier 
auf dem Flugplatz von Entebbe wähnten sich die Entführer des 
Airbus 300 B 4 mit ihren israelischen Geiseln in Sicherheit. 

Unter Führung des 38jährigen Brigadegenerals Dali Shomron 
landeten Herkules-Maschinen mit israelischen Luftlandetruppen 
und befreiten in einem aufsehenerregenden Handstreich die Gei­
seln, zerstörte('! die auf dem Flugplatz abgestellten Kampfflug­
zeuge der ugandischen Luftwaffe, töteten die Terroristen u~d 
jagten die ugandischen Truppen, die mit den Terroristen gemein­
same Sache gemacht hatten, in den Busch. 

Niemand in der Welt hatte geglaubt, daß es gelingen könne, die 
4000 km von Israel entfernten Geiseln zu befreien. 

„Feldmarschall" ldi Amin, ehemaliger Sergeant der britischen 
Kolonialarmee, Staatschef und Diktator von Uganda, stand fest 
an der Seite der Araber. Deshalb hatte er auch das von der „Re­
volutionären Volksfront zur Befreiung Palästinas" entführte Flug­
zeug der Air France in Entebbe landen lassen. Er hatte sogar 
Soldaten zur Bewachung der Geiseln abgestellt. 

II 

Nach geltendem Völkerrecht war Uganda dafür verantwortlich, 
daß seine Organe Vorbeugungs- und Verfolgungsmaßnahmen 
gegenüber den Terroristen unterlassen haben. Hieraus ergab 
sich das völkerrechtliche Recht der Selbsthilfe des israelischen 
Staates. Hinzu kommt, daß der Begriff der Notwehr auch völker­
rechtlich bedeutsam ist, da es unbestritten ist, daß ein Staat nach 
allgemeinem Völkerrecht befugt ist, einen völkerrechtswidrigen 
Angriff auf sein Gebiet, seine Schiffe und Flugzeuge und seine 
Staatsangehörigen mit Gewalt abzuwehren. 

Nach allgemeinem Völkerrecht war Uganda verpflichtet, fremde 
Staatsangehörige zu schützen, insbesondere auch gegen gewalt­
same Angriffe und Geiselnahme. Ist aber ein Staat entweder nicht 
gewillt oder nicht imstande, den völkerrechtlich gebotenen Schutz 
zu gewähren, dann kann ausnahmsweise der verletzte Staat selbst 
,eingreifen und das besorgen, was der Territorialstaat zu tun un­
terlassen hat. 

Das Recht des Staates, sich oder seine Staatsangehörigen aus­
nahmsweise auf fremdem Staatsgebiet selbst zu schützen, ist 
von der Staatenpraxis anerkannt. So hat beispielsweise der 
deutsche Konsul Graf Pfeil in Laurenzo Marquez bei einem dro-

henden Angriff den Schutz des deutschen Kriegsschiffes Condor 
in Anspruch genommen (1896), ebenso haben die amerikanischen 
Schiffe Noa und Preston am 24. 5. 1927 in Nanking eingegriffen, 
um das Leben amerikanischer Staatsbürger zu schützen. Diese 
Auffassung ist auch vom Nürnberger Militärtribunal bestätigt 
worden (AJ 41/1947 - 205). 

III 

Der Bundesminister des Äußeren der Bundesrepublik Deutsch­
land, Hans-Dietrich Genscher, wird auf der nächsten Vollver­
sammlung der Ve_reinten Nationen, die Ende September beginnt, 
einen Antrag der Bundesrepublik Deutschland auf Abschluß einer 
internationalen Konvention gegen Geiselnahme einbringen. Dar­
über hinaus werden die Außenminister der 19 (Portugal ist vor 
wenigen Tagen Mitglied geworden) Mitgliedstaaten des Euro­
parates in Straßburg noch in diesem Monat über den Entwurf 
einer europäischen Konvention zur Bekämpfung des Terrorismus 
beraten. Bundesjustizminister Vogel und der französische Ju­
stizminister Lecanuet haben hier wertvolle Vorarbeit geleistet. 

Die Abkommen sollen eine Selbstverständlichkeit klarstellen, daß 
nämlich Sprengstoffanschläge, Geiselnahmen, Mord und andere 
schwere Eingriffe in die körperliche oder seelische Integrität von 
diplomatisch geschützten Personen nicht mehr als „politische" 
Delikte anzusehen sind und daher die Täter entweder ausge­
liefert oder aber in dem Land bestraft werden müssen, in dem sie 
ergriffen worden sind. 

IV 

Das Recht des Widerstandes besteht nur gegen den das Recht 
brechenden staatlichen Gewalthaber. Ein solches Recht war im 
abendländischen Rechtskreis anerkannt. Die Frage nach dem 
Widerstandsrecht ist nicht zu verwechseln mit der Frage nach dem 
Recht der Revo{ution. Revolutionäre Gewaltakte sind rechts­
widrig, wenn der Staat, gegen den sie sich richten, sich noch im 
Bereich der naturrechtlichen Ordnung hält. Das gilt insoweit, als 
die Staatsverfassung - und das . ist in allen freiheitlich-demo­
kratischen Rechtsstaaten der Fall - die Möglichkeit läßt, das 
revolutionär: --erstrebte Ziel auch rechtmäßig durch erlaubte Ein­
wirkung ~i'uf die Willensbildung der Staatsbürger (Wahlen) zu er­
reichen. 

Das Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold, Bund aktiver Demokraten 
e. V. und der Dachverb_and, die Union Deutscher Widerstands­
kämpfer- und Verfolgtenverbände e. V. (UDWV) sowie der interna­
tionale Dachverband, die Union Internationale de la Resistance 
et de la Deportation, Brüssel, als repräsentative Vertreter des 
deutschen und internationalen Widerstandes, werden die frei­
heitliche und demokratische Rechtsordnung verteidigen, lehnen 
revolutionäre Handlungen unter dem Deckmantel angeblichen 
Widerstandes gegen Recht und Gesetz ab und betrachten die 
Terroristen und ihre Handlanger als das, was sie sind: kriminelle 



Elemente, die zu kriminellen Handlungen aufrufen, sie begehen 
und die dafür völlig zu Recht den strafrechtlichen Sanktionen des 
Staates unterliegen, in dem diese kriminellen Handlungen began­
gen werden. 

Es ist für die Mitglieder unserer Organisationen, die Ehre, Frei­
heit und Leben aufs Spiel gesetzt haben, um einen gerechten und 
sozialen Staat zu schaffen, eine Ungeheuerlichkeit, wenn Mitglie­
der krimineller Organisationen das Wort „Widerstand" für sich 
in Anspruch nehmen wollen oder gar l_ntellektuelle - wie ein an 
der Technischen Hochschule in Darmstadt lehrender Professor - ' 
solche kriminelle Handlungen als Kriegshandlungen bezeichnen.-

V 

Im vorliegenden Verfassungssch
1

utzbericht 1975 betont qer Bun­
desminister des Innern, Prof. Dr. Werner Maihofer, 'daß die Sta-

bilität der Demokratie und ihre rechtsstaatliche Verfassung sich 
auch im vergangenen Jahre bewiesen haben, und die innere Si­
cherheit des Staates trotz einiger Terroranschläge und militan­
ter Aktivitäten - insbesondere der „neuen Linken" und extremi­
stischer Ausländer - gewährleistet war. Noch nicht io diesem 
Maße gewährleistet ist, so meine ich, die Zusammenarbeit der 
europäischen Staaten gegen den Terrorismus und die gemein­
samen Anstrengungen der „Europäer" innerhalb der Vereinten 
Natione1:r zur Schaffung internationaler Abkommen gegen Terror, 
Mord und Geiselnahme. Hier· gilt es nun tätig zu werden. Diese 
Aufgabe steht vor uns. 

Die Israelis haben in Entebbe nicht nur für die Europäer die Ka­
stanien aus dem Feuer geholt, sie haben den Geiselnehmern und 
ihren Freunden, sie haben aber auch den Europäern eine Lehre 
erteilt: Mut zur Entscheidung! Mut zur Härte! Mut zum Handeln! 

Bundeskonferenz 1976 
Mit seinem Rundschreiben vom 20. September 1976 lädt der 
Bundesvorstand zu dem am 20. und 21. November 1976 stattfin­
denden Bundesdelegiertenkongreß des Reichsbanners Schwarz­
Rot-Gold - Bund aktiver Demokraten e. V. ein. 

Ort: 
Volksbildungsheim der Stadt Frankfurt (M), kleiner Saal, 
2. Stock, Eschenheimer Anlage 40 (am Eschenheimer Turm) 

Beginn: 
Samstag, den 20. November 1976, 13.00 Uhr 
Sonntag, den 21. November 1976, 9 Uhr 

Tagesordnung 

1. Begrüßung 

2. Referat (Thema und Redner wird noch bekanntgegeben) 

3. Konstituierung des Bundeskongresses 
a) Beschluß über Tagesordnung 
b) ,Wahl des Präsidiums 
c) Beschluß über Geschäftsordnung 
d) Wahl der Kommissionen 

4. Bericht des Bundesvorsitzenden 

5. Bericht des Schatzmeisters 

6. Bericht der Revisoren 

7. Aussprache 

8. Entlastung des Bundesvorstandes 

9. Neuwahl des Bundesvorstandes. 

a) des Bundesvorsitzenden 
b) der stellvertretenden Bundesvorsitzenden 
c) des Schriftführers und seines Stellvertreters 
d) des Schatzmeisters und seines Stellvertreters 
e) des Pressereferenten und seines Stellvertreters 
f) der Beisitzer 
g) der Revisoren 

10. Verschiedenes 

Wünsche zur Änderung der Tagesordnung sollten schriftlich bis 
spätestens 31. 10. 1976 eingebracht werden. Eine Änderung der 
Tagesordnung bleibt jedoch auch noch nach diesem Termin dem 
Bundeskongreß vorbehalten. 

Der Tagungsort ist vom Hauptbahnhof der Stadt Frankfurt (M) 
mit den U-Bahn-Linien A 3 oder A 4 zu erreichen. 

Der Bund übernimmt die Aufenthalts- und Verpflegungskosten 
sämtlicher Delegierter während des Kongresses. Die Fahrtkosten 
sind von den Landes- und Ortsverbänden zu übernehmen. Der 
Bund wird jedoch, sofern Mittel hierfür erübrigt werden können 
oder uns noch zur Verfügung gestellt werden sollten, Fahrtkosten 
anteilmäßig oder auch ganz übernehmen. 

Nachstehend geb,en wir den Delegierten-Schlüssel bekannt: 

Landesverband Baden-Württemberg: 9 Delegierte 
Landesverband Bremen-Weser-Ems: 8 Delegierte 
Landesverband Hamburg: 2 Delegierte 
Landesverband Hannover: 2 Delegierte 
Landesverband Hessen: 19 Delegierte 
Freiheitsbund Berlin: 10 Delegierte 

Die Delegierten erhalten über ihren Landesverband einen Dele­
gierten-Ausweis, der zum Bundeskongreß als Nachweis der 
Stimmberechtigung dient. Die Namen der Delegierten sind der 
Bundesgeschäftsstelle bis zum 31. 10. 1976 zu melden. 

Die Meldung der Delegierten ist zur Bereitstellung der Hotel­
zimmer unbedingt unter Einhaltung der vorstehend angegebenen 
Frist notwendig. . 

Anträge zum Bundeskongreß sind der ßundesgeschäftsstelle 
ebenfalls bis zum 31. 10. 1976 einzureichen. Sie werden den Lan­
desverbänden in angemessener Frist vor Zusammentritt des 
Kongresses bekanntgegeben werden. 

Der Kongreß ist öffentlich, alle Mitglieder unserer Organisation 
und Gäste sind willkommen! 

-- Nachruf 

Am 26. September 1976 starb im 
Alter von 70 Jahren unser lieber Ka­
merad 

Friedrich Heidenfelder 
Er gehörte dem Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold 
seit der Gründung im Jahre 1924 an· und zählte 
bis zum Jahr.e 1933 zum Spielmannszug des Be­
zirks Altstadt. 

Wir verlieren in Friedrich Heidenfelder einen 
treuen, ur,iermüdlichen Mi~streiter für Freiheit, 
Frie,den und soziale Gerechtigkeit. Sein Anden­
ken werden wir immer in Ehren halten. 

REICHS.BANNER SCHWARZ-ROT-GOLD 
Bund aktiver Demokraten e. V. 
Ortsverein Frankfurt am Main 



Bundesverdienstkreuz für Kamerad , 

Schwarz, Flensburg 
Der Bundespräsident verlieh Herrn Leonhard M. Schwarz, Flens­
burg-Mürwik, Vorsitzender des Verbandes demokratischer Wi­
derstandskämpfer und Verfolgter, Landesverband Schleswig-Hol­
stein und Vorsitzender der Arbeitsgemeinschaft der Verfolgten­
organisationen der Opfer des Nationalsozialismus in Schleswig­
Holstein, das Verdienstkreuz 1. Klasse des Verdienstordens der 
Bundesrepublik Deutschland. 

Schwarz wurde 1943 als Gegner des Nationalsozialismus als Be­
amter entlassen und war von 1944 bis Anfang 1945 in Haft. Da­
nach gelang ihm die Flucht. Nach seiner Flucht aus Schlesien 
geriet er in der DDR mit dem Regime in Widerspruch. ,Er floh 
1948 nach Westdeutschland. Er hat wesentlich dazu beigetragen, 
daß sich 1950 die demokratisch orientierten ehemaligen Wider­
standskämpfer und Verfolgten des Naziregimes aus der unter 
kommunistischem Einfluß geratenen Einheitsorganisation lösten 
und selbständige Verbände gründeten. Schwarz hat auch Ver­
dienste beim Aufbau unseres Dachverbandes, der Union Deut­
scher Widerstandskämpfer- und Verfolgtenorganisationen e. V. 
(ÜDWV) erworben. 

Finanzminister Gerd Lausen (links) überreicht Herrn Schwarz 
(rechts) die hohe Auszeichnung. 

Innere Sicherheit 
88% aller Straftaten außer Diebstahl und Sachbeschädigung 
konnten im Jahre 1975 aufgeklärt werden. Die hohe Aufklärungs­
quote bei Gewaltkriminalität von weit über 90% stellt die beste 
Abschreckung gegen die Zunahme der schweren Kriminalität dar. 
Die Steigerungsrate der Kriminalität liegt in den Vereinigten Staa­
ten höh.~'r als in der Bundesrepublik Deutschland. 

Das -Bundeskriminalamt wurde von 933 Stellen (1969) auf 2424 
Stellen (1976) verstärkt. • 

Bundesminister des Innern, Prof. Dr. Werner Maihofer, hat mit 
Frankreich .und Großbritannien erste Vereinbarungen über eine 
stärkere. polizeiliche Zusammenarbeit getroffen. 

Der Bundesgrenzschutz ist 1972 durch Gesetzesänderung zur 
Polizei des Bundes ausgebaut worden. Er 'umfaßt z. Z. über 21 000 
Beamte. Die Bereitschaftspolizei der Länder beträgt noch eben­
falls rund 21 000 Beamte (1976). 

Der „Kommunistische Bund Westdeutschland" (KBW) ist die 
zahlenmäßig stärkste prochinesische Kommunistische Partei­
organisation in der Bundesrepublik Deutschland. Die Organisation 
umfaßt rund 2000 Mitglieder. Einer der Kandidaten dieser Organi­
sation wurde in Heidelberg sogar in 'den Stadtrat gewählt. Der 
Kommunistische Bund Westdeutschland bekämpft die freiheitlich­
demokratische Grundordnung. In • seinem Programm propagiert 
die Organisation die proletarische Revolution und die Diktatur des 
Proletariats. 

Die „ Revolutionäre Zelle" verübte seit November 1°973 zahlreiche 
Sprengstoff- und Brandanschläge in der Bundesrepublik Deutsch­
land und Berlin, kämpft gegen „die Filialen des Zionismus in der 
BRD", für die „Befreiung der gefangenen Revolutionäre" und 
unternimmt „anti imperialistische Aktionen". Unter anderem · ist 
diese Organisation verantwortlich für den Anschlag auf das Haupt­
quartier des V. US-Korps im IG-Farben-Hochhaus in Frankfurt (M), 
bei dem 16 Personen z. T. schwer verletzt wurden. ' 

Die Anfang der siebziger Jahre aktive „ Neue Rechte" beschränkt 
sich derzeit auf Herausgabe mehrerer Publikationen (u. a. ,,Re­
bell" , ,,Ideologie und Strategie", ,,Freiheitskampf" und „Neue 
Zeit"). Bundesinnenminister Prof. Dr. Werner Maihofer hat am 
9. 7. 1976 in Zusammenarbeit mit den Innenministern bzw. Sena­
toren des Inneren zwei Vereinigungen exilkroatischer Extremisten 
verboten. 

Max Franke t 
Dieser Tage wurde es erst bekannt, daß unser lieber Reichsbannerkamerad Max Franke in Heidelberg am 
7. Juli verstarb. Nachbarn waren abends beunruhigt, weil er auf das Läuten an seiner Wohnungstür keine Antwort 
gab. Etwas später fand die Polizei ihn in der Küche auf dem Boden liegend tot auf. Ein Herzversagen hatte seinem 
arbeitsreichen Leben ein Ende gemacht. Er hätte in diesen Tagen seinen 75. Geburtstag gefeiert. 
Vor 2 Jahren hatte ihn der Tod seiner Frau schwer getroffen. Er verbrachte viele Stunden am Grabe und ruht nun 
nach der Feuerbestattung neben ihr. 
Max Franke war ein Kämpfer für Wahrheit und Recht, für soziale Gleichberechtigung und für Demokratie. Er war nach 
dem Weltkrieg nach Süddeutschland gel<ommen unp hatte dann in Heidelberg den Anschluß gefunden, den er such~e. 
Einmalig und beispielhaft war seine Tätigkeit für das „Reichsbanner". Er verstand es, die jungen Menschen dafür zu 
begeistern und die Ortsgruppe auf mehr als 70 Mitglieder zu steigern. In def, zahlreichen Gesprächen und Korres­
pondenzen, die wir miteinander führten, äußerte er oft seine Sorge über die zukünftige Entwicklung der Bundesrepu­
blik. 
Eine Delegation des Bundesvorstandes hat dem dahingeschiedenen Kameraden Max Franke bei der Trauerfeier 
auf dem Heidelberger Friedhof die letzte Ehre erwiesen. . ..• 
Wir wollen ihm ein ehrendes Andenken bewahren. 
Die Zahl der Aufrechten, welche dem Naziregime' entscheidenden Widerstand geleistet haben, verringert sich immer 
mehr. Max .Franke war einer von ihnen. Er hat im Leben viel gelitten, aber er erfreute sich der unbedingten Hoch­
schätzung weitester Heidelberge~ Kreise. 
Als Landesvorsitzender des Reichsbanners hat er viel Gutes getan. über die Grenzen der Partei hinaus suchte er 
alle Demokraten miteinal)der zu verbinden. 
Sein Hinscheiden hinterläßt eine sehr schmerzliche Lücke, aber sein Andenken lebt in allen fort, die ihn kannten und 
verehrten! Dr. Karl Kindermann 



Aus den Landesverbänden und Ortsvereinen 

Ortsverein Frankfurt am Main 

Einladung 

zur Mitgliederversammlung mit Gästen am Samstag, dem 23. 
Oktober 1976, 15 Uhr, im Vereinshaus der Turngesellschaft Frank-:­
furt/Main-Schwanheim, Alt-Schwanheimer Straße Nr. 28, 1. Stock. 

Kameradinnen und Kameraden! 

Zur Vorbereitung unserer Bundeskonferenz 1976 ist diese Ver­
sammlung dringend erforderlich, zumal der Ortsverein Fankfurt 
am Main mit der Ausrichtung der Konferenz beauftragt ist. Der 
Vorstand erwartet deshalb zahlreiche Beteiligung. 

Das Lokal ist zu erreichen 

1. mit der Straßenbahnlinie 9 ab Roßmarkt oder 

2. mit der Straßenbahnlinie 21 ab Hauptbahnhof 

Von der Endstation beider Linien in Schwanheim sind es nur 
wenige Minuten Fußweg zum Ortskern „Alt-Schwanheim". (Im 
Erdgeschoß des Vereinshauses der Turngesellschaft befindet sich 
ein „ lnn"-Lebensmittel-Großmarkt.) 

Nach Abwicklung unserer Bundesangelegenheiten zeigt uns Ka­
merad Heinrich Ditter den Amateur-Kurzfilm „Ferienreise des 
Ortsvereins Frankfurt in das Ostseebad Laboe". 

Hierzu sind alle Teilnehmer dieser Reise und deren Freunde be­
sonders herzlich eingeladen. 

Anschließend geselliges Beisammensein beim Schwanheimer 
Äpfelwein ! So wollen wir unsere ernste Arbeit verbinden mit 
einigen Stunden kameradschaftlicher Geselligkeit und erwarten 
hierzu alle Kameradinnen und Kameraden wie auch zahlreiche 
Freunde. 

Der Ortsvereinsvorstand 

An die Mitglieder des Ortsvereins Frankfurt am Main 

Die ordnungsgemäße Führung der Beitragskartei ist nur möglich, 
wenn diejenigen Kameradinnen und Kameraden, die ihre Mit­
gliedsbeiträge durch Post- oder Bank-Überweisung entrichten, 
auf dem Einzahlungsabschnitt angeben, f ü r w e I c h e M o -
n a t e die Zahlung erfolgt. Es wird dringend gebeten, diese An­
gaben bei keiner Zahlung zu vergessen! 

Landesverband Hamburg 

DER O.-V.-KASSIERER: 
(gez. :) Conrad Lock 

Landesgeschäftsführer Willi Be u k hat im Auftrag des Landes­
vorstandes Hamburg des Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold am 
4. 9. 1976 an den Bundeskanzler Helmut Schmidt ein Schreiben 
gerichtet, dessen wesentlichen Inhalt hier auszugsweise wieder­
gegeben wird: 

Willi Beuk stellt am Anfang seines Schreibens fest, daß in ge­
wissen sozialdemokratischen Kreisen noch immer „ rotes Licht" 
zum Reichsbanner besteht und fährt dann fort: 

.. : . Um Deutschlands willen ~ ird das Reichsbanner Schwarz­
Rot-Gold in dem Kampf für Einheit der Nation, für Recht und 
Freiheit erneut antreten, auch wenn wir Sozialdemokraten im 
Reichsbanner, die in schwerster Zeit die Mitverantwortung ge­
tragen und auch am Wiederaufbau der Sozialdemokratischen 
Partei Deutschlands mitgewirkt haben, dafür mit Steinen be­
worfen worden sind. 

Allein in der Weimarer Zeit sind 3475 Mitglieder des Reichs­
banners im Kampf für die erste Republik, aber auch für die So­
zialdemokratische Partei gefallen. 8100 Mitglieder waren ange­
klagt, nur weil sie Staat und Verfassung verteidigten und sich 
schützend vor ihre Partei stellten. 3000 Mitglieder des Reichs­
banners wurden zu 441 Jahren Gefängnis und zu 42 Jahren Zucht­
haus verurteilt. Sollten diese Opfer umsonst gewesen sein? Müs­
sen diese Tatsachen nicht gewürdigt werden? 
Als die SPD und das Reichsbanner 1933 verboten wurden, waren 
es Männer des Reichsbanners, die als Sozialdemokraten in den 
Untergrund gingen und sich in Widerstandskreisen zusammen­
fanden, um aus der nazistischen Unfreiheit wieder einen Weg 
in die Freiheit zu erkämpfen. 

Während der Nazizeit und des braunen Terrors wurden wegen 
illegaler Tätigkeit Abertausende verhaftet und zu hohen Strafen 
verurteilt, Tausende wanderten in die Konzentrationslager, wur­
den gefoltert, vergast oder „auf der Flucht" erschossen. 
Männer, Sozialdemokraten, wie einst Dr. Kurt Schumacher, Julius 
Leber, Dr. Theodor Haubach, Carlo Mierendorff, Ernst Reuter 
und andere mehr standen uns voran. Tausende unbekannte So­
zialdemokraten standen mit dem Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold 
Schulter an Schulter. So muß es wieder sein! 
Unser persönlicher Gruß, Herr Bundeskanzler, ist verbunden mit 
einem Appell an die Gerechtigkeit: Wir brauchen nicht nur Sym­
pathie ; was wir brauchen, sind überzeugende Worte aus Ihrem 
Munde: ,,Gebt dem Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold endlich 
seinen ihm bis heute vorenthaltenen Anteil an Wiedergutmachung 
für sein von den Nazis zerstörtes, geraubtes und beschlagnahm­
tes Eigentum!" Wir warten seit fast 30 Jahren darauf! Die SPD 
hat ihre Wiedergutmachung erhalten, die Gewerkschaften eben­
falls, nur das Reichsbanner nicht! Wo bleibt hier die Gerechtig­
keit? ,,Freiheit und Leben kann man uns nehmen, die Ehre nicht", 
so waren die Anfangsworte der Rede von Otto Wels am 23. März 
1933 im Reichstag zum Ermächtigungsgesetz. Hiernach haben wir 
gehandelt. Wir werden weiter so handeln und werden zum „Mo­
dell Deutschland" mit aller Kraft und vollem Einsatz der Person 
unseren Beitrag leisten. 
Geben Sie, Herr Bundeskanzler, als Sozialdemokrat, als Politi­
ker, als Befürworter der Gerechtigkeit endlich „grünes Licht". 
Tragen Sie dazu bei, daß mehr Sozialdemokraten -sich zum Reichs­
banner Schwarz-Rot-Gold bekennen mögen, um als ein über­
zeugender Abwehrblo_ck bereit zu sein für die Nation, gegen alle 
Verfassungsfeinde. Wir wünschen Ihnen weiterhin recht viele Er­
folge .. . 

1. A. Willi Beuk, Landesgeschäftsführer 

Kamerad, hast auch Du schon ein neues Mitglied 
gewol'.ben? 
Nimm, wenn es möglich ist, für einen bestimmten Zeitabschnitt 
vom zuständigen Ortsverein oder von der Bundeszentrale, min­
destens ein zusätzliches Exemplar unserer Zeitung ab und gib 
es an einen Interessenten weiter. Das kleine finanzielle Opfer 
lohnt sich für uns. 
e Wer Mitglied des Reichsbanners werden, e oder seine frühere Mitgliedschaft wieder aufleben lassen will, e wende sich an den nachstehenden Verteiler dieser Zeitung: 

(Stempel, Anschrift in Maschinen- oder Blockschrift) 

e oder direkt an die Bundesgeschäftsstelle des Reichsbanners 
Schwarz-Rot-Gold, 6 Frankfurt/M., Reineckstraße 7 

Name 

_geb. am: 

Wohnort 

Wohnung 

Beltrittserklärung 

Da die verantwortlichen Kameraden sich in Urlaub befanden, 
mußte die Juli-Au_g ust-Ausgabe der Zeitschrift „REICHSBANNER" 
leider ausfallen. Die November-Dezember-Ausgabe soll dafür in 
verstärktem Umfange erscheinen. DIE REDAKTION 
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